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I N HA LT

Für das Jahr 2014 ist für den Verwendungszweck „Be-

darfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Kanal (Haus-

haltsjahr 2013)“ wiederum ein Betrag von drei Millionen

Euro vorgesehen.

Die Bedarfszuweisungen werden unter folgenden

Voraussetzungen gewährt:

Die Gemeinde hat angemessene einmalige und laufende

Gebühren vorzuschreiben. Maßgeblich sind die das Haus-

haltsjahr betreffenden Gebührensätze des Jahres 2013. In

diesem Jahr sind EUR 5,24 inkl. Umsatzsteuer je m³ Bau-

masse bzw. EUR 15,72 inkl. Umsatzsteuer je m² Bruttoge-

schossfläche an einmaligen bzw. bis zum ersten Ablese-

zeitpunkt EUR 1,994 inkl. Umsatzsteuer je m³ Wasserbe-

zug über Wasserzähler und ab dem ersten Ablesezeitpunkt

EUR 2,048 inkl. Umsatzsteuer je m³ Wasserbezug über Was-

serzähler an laufenden Gebühren vorzuschreiben.

Werden verlorene Zuschüsse gewährt, die die Kanalge-

bührenbelastung für einzelne Gebührenpflichtige im Ergeb-

nis auf  weniger als die angemessenen Gebühren vermindern,

so sind „Bedarfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Ka-

nal“ nicht möglich. Eine weitere Voraussetzung ist die Be-

schlussfassung über den Rechnungsabschluss 2013 bis

spätestens 31. März 2014 (§ 108 Abs.1 TGO). Als Nach-

weis sind Auszüge aus den Niederschriften über die ein-

schlägigen Beschlüsse des Gemeinderates und Ablichtungen

von deren Kundmachung an der Gemeinde-Amtstafel beim

elektronischen Antrag im Reiter „Mitteilungen“ anzuschlie-

ßen.

Die Gemeinde war im Haushaltsjahr 2013 nicht in der

Lage, den Gebührenhaushalt Kanal durch zumutbare ein-

malige und laufende Gebühren auszugleichen (Abgang im

Abschnitt 851). Als zumutbare einmalige Gebühren gel-

ten die unter Punkt 1 genannten Gebühren. Als zumut bare

laufende Gebühren gelten € 2,18 inkl. Umsatzsteuer je m³

Wasserbezug über Wasserzähler. Als Nachweis sind der auf

den Gebührenhaushalt Kanal Bezug habende Teil des Rech-

nungsabschlusses (wird im Antrag im Reiter „Haushalt“ aus

dem GHD-Datenträger bereitgestellt) und weitere Kalkula-

tionen anzuschließen. Den weiteren Kalkulationen muss ins-

besondere der durch die Gemeinde über laufende Gebühren

verrechenbare Wasserbezug in m³, im Fall von Mindestge-

bühren einschließlich einer entsprechenden Korrektur, zu

entnehmen sein.

Liegt ein endgültiger Gemeindehaushaltsdatenträger

(GHD) vor, kann unter „Anträge“ mit der Filterauswahl Vor-

gangstyp „Gebührenhaushalt Kanal“ und nach der Betäti-

gung der Schaltfläche „Suchen“ der Antrag „Gebühren-

haushalt Kanal 2014“ ausgewählt werden. Im Reiter „Haus-

halt“ sind die Haushaltsdaten aus dem Datenträger zu über-

nehmen und gegebenenfalls zu ändern bzw. zu ergänzen, im

Reiter „Kennzahlen“ sind sodann die vorgegebenen Felder

(Gebührensätze etc.) zu befüllen. Im Reiter „Mitteilungen“

sind die Niederschriften des Gemeinderates über die Fest-

setzung der Gebühren (Anschlussgebühren und lfd. Ge-

bühren) bzw. die aktuell gültige Kanalgebührenordnung so-

wie die Niederschrift über die Beschlussfassung der Jahres-

rechnung samt Kundmachung anzuschließen.
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Der ausgefüllte Antrag ist bis spätestens Dienstag, den

15. April 2014, an die Abteilung Gemeinden weiterzuleiten.

Die Abteilung Gemeinden prüft den Antrag sodann in-

haltlich und legt bis Ende Juni 2014 einen Verteilungsvor-

schlag vor. Eine zugesagte Förderung wird in der Regel im

Zuge der 2. Ausschüttung der Bedarfszuweisungen ausbe-

zahlt.

Die Bedarfszuweisungen sollen jenen Gemeinden zugute -

kommen, die trotz zumutbarer Gebühren unter Zugrunde-

legung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit

und Zweckmäßigkeit nicht in der Lage sind, den Gebühren-

haushalt Kanal auszugleichen. Kann mit dem eingangs vor-

gesehenen Betrag nicht das Auslangen gefunden werden,

werden die Bedarfszuweisungen im Verhältnis der Finanz-

kraft II der Gemeinden gekürzt. Die Landesregierung behält

sich weiters eine Deckelung (Obergrenze) des Förderbetra-

ges vor. 

Es wird ausdrücklich darauf  hingewiesen, dass bei

einer verspäteten Beschlussfassung der Jahresrechnung

2013 nach dem 31. März 2014, bei Nichtvorhandensein

eines korrekten und endgültigen GHD-Datenträgers

zum Stichtag, bei einem unvollständigen Antrag (siehe

dazu Punkt 1 und 3: Beilage der Niederschrift und Kund-

machung über die Beschlussfassung der Jahresrechnung so-

wie der Nachweise über die Beschlüsse der Gebührenfest-

setzungen) oder bei verspäteter Antragstellung nach dem

festgesetzten Termin ausnahmslos keine Bedarfszu-

weisung gewährt werden kann!

Im Rahmen der fünften Verhandlungsrunde für das Ge-

haltsabkommen für das Jahr 2014 (und im Ergebnis auch:

2015) für den Öffentlichen Dienst am 16./17. Jänner 2014

im Bundeskanzleramt wurde folgendes Verhandlungser-

gebnis erzielt:

„1. Ab 1. März 2014 werden (bei einer Laufzeit bis

28. Februar 2015) die Gehälter der Beamtinnen und Be-

amten des Dienststandes (soweit sie nicht gemäß § 17

PTSG zugewiesen sind), und die Monatsentgelte der

Vertragsbediensteten und der Bediensteten mit einem

Sondervertrag, in dem keine andere Art der Valorisie-

rung vorgesehen ist, ausgehend von einem Volumen von

227 Mio. um 1,4%, und danach um einen Fixbetrag von

14,5 € erhöht.

Die Zulagen und Vergütungen, die im Gesetz in

Euro beträgen ausgedrückt sind, werden ab 1. März 2014

um 2,02% erhöht.

2. Ab 1. März 2015 werden (bei einer Laufzeit bis

31. Dezember 2015) die Gehälter der Beamtinnen und

Beamten des Dienststandes (soweit sie nicht gemäß

§ 17 PTSG zugewiesen sind), und die Monatsentgelte

der Vertragsbediensteten und der Bediensteten mit

 einem Sondervertrag, in dem keine andere Art der

 Valorisierung vorgesehen ist, um die volle Jahresinfla-

tion gemäß VPI (festgestellt durch die Statistik Austria)

zuzüglich 0,1 Prozentpunkte erhöht. Zur Berechnung

der vollen Jahresinflation wird die Periode vom vierten

Quartal 2013 bis zum dritten Quartal 2014 herangezo-

gen.“

Zur Umsetzung des unter Punkt 1. erzielten Verhand-

lungsergebnisses hat der Tiroler Landtag in seiner Sitzung

vom 6. Februar 2014 die Novellen zum Gemeindebeam-

tengesetz 1970, zum Gemeinde-Vertragsbediensteten-

gesetz 2012 und zum Innsbrucker Vertragsbedienste-

tengesetz beschlossen. 

Durch diese allgemeine Bezugserhöhung werden neben

den Grundgehältern sowie den Zulagen und Nebengebühren,

die am Gehalt eines Beamten der Dienstklasse V Gehaltsstu-

fe 2 zu bemessen sind, auch die betraglich festgesetzten

Dienstzulagen, wie zum Beispiel die Verwaltungsdienstzu -

lage, die Pflegedienstzulage und die Dienstzulagen der

 Wachebeamten erhöht. Die so genannten starren Zulagen

(hierzu zählt etwa die Aufwandsentschädigung) und die Kin-

derzulage (diese beträgt auf  Basis Vollbeschäftigung 23,3EUR

pro Kind) bleiben unverändert. Die Höhe des Fahrtkostenei-

genanteils wurde im § 64 Abs. 3 G-VBG 2012 so geregelt, dass

sich dieser nach dem billigsten für das innerstädtische Ver-

kehrsmittel der Landeshauptstadt Innsbruck jeweils geltenden

Fahrtarif  – umgerechnet auf  einen Kalendermonat – richtet.

Dieser beträgt seit 1. Februar 2014 38,50 EUR.

Bei Sonderverträgen, in welchen keine andere Art der Va-

lorisierung vorgesehen ist, wird das monatliche Sonderent-

gelt ebenfalls im Ausmaß von 1,4% und danach um einen

Fixbetrag von 14,5 Euro erhöht. 

Die ab 1. März 2014 geltenden neuen Gehaltsansätze

2014 stehen den Gemeinden im Internet (Portal Tirol –

https://gemeinde.tirol.gv.at – unter Erlässe – Gehaltstabel-

len – 2014 Gehaltstabellen) zur Einsichtnahme oder als

download zur Verfügung.

8.
Änderung der Gehaltsansätze der Gemeindebediensteten ab 1. März 2014
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Abgabenertragsanteile der Gemeinden Februar 2014
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10.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Februar 2014
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November 2013 Dezember 2013

(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100 108,5 109,2

Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 118,8 119,6

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 131,4 132,2

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 138,2 139,1

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100 180,8 181,9

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100 281,0 282,8

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100 493,1 496,3

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 628,3 632,4

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 630,4 634,5

Der Index der Verbraucherpreise 2010 (Basis: Durchschnitt 2010 = 100) für den

Kalendermonat Dezember 2013 beträgt 109,2 (vorläufige Zahl) und ist  somit

gegenüber dem Stand für November 2013 um 0,6% gestiegen (November 2013

gegenüber Oktober 2013: +0,1%). Gegenüber Dezember 2012 ergibt sich eine

Steigerung um 1,6% (Oktober 2013/2012: +1,4%).

VERBRAUCHERPREIS INDEX 
FÜR  DEZEMBER 20 1 3

(vorläufiges Ergebnis)
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